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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2009 Ausgegeben am 8. September 2009 Teil I 

102. Bundesgesetz: Amtshilfe-Durchführungsgesetz – ADG 
 (NR: GP XXIV IA 681/A AB 323 S. 33. BR: AB 8174 S. 775.) 

102. Bundesgesetz über die Umsetzung der OECD-Grundsätze der internationalen 
abgabenrechtlichen Amtshilfe (Amtshilfe-Durchführungsgesetz – ADG) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Anwendungsbereich des Gesetzes 

§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt die Umsetzung der OECD-Grundsätze für bilateralen 
Informationsaustausch in Steuerfragen. 

Erledigung von Amtshilfeersuchen 
§ 2. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, richtet sich der Umfang der auf 

Grund von Gemeinschaftsrecht, Doppelbesteuerungsabkommen, anderen völkerrechtlichen Verträgen 
oder sonstigen innerstaatlichen oder im Verhältnis zu ausländischen Gebieten anzuwendenden 
Rechtsgrundlagen zu leistenden verwaltungsbehördlichen Amtshilfe nach den Bestimmungen dieser 
Normen und nach den inländischen Abgaben- und sonstigen maßgeblichen Rechtsvorschriften. Im 
Rahmen der anzuwendenden Vorschriften sind die in Erfüllung eines ausländischen Amtshilfeersuchens 
erforderlichen Erhebungsmaßnahmen in gleicher Weise vorzunehmen, als ob es sich bei den 
ausländischen Abgaben um inländische handelte. Die Erhebungsmaßnahmen gelten als 
abgabenbehördliche Maßnahmen zur Durchführung der Abgabenvorschriften im Sinn des § 49 Abs. 2 der 
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961. 

(2) Ist auf Grund von Gemeinschaftsrecht, Doppelbesteuerungsabkommen, anderen 
völkerrechtlichen Verträgen oder sonstigen innerstaatlichen oder im Verhältnis zu ausländischen 
Gebieten anzuwendenden Rechtsgrundlagen Amtshilfe nicht nur für Zwecke der Abgabenfestsetzung, 
sondern auch für Zwecke der Strafverfolgung zu leisten, so sind sinngemäß die Verfahrensvorschriften 
des verwaltungsbehördlichen Finanzstrafverfahrens anzuwenden, wenn die zuständige Behörde des um 
Amtshilfe ersuchenden Vertragsstaats bestätigt, dass ein verwaltungsbehördliches oder gerichtliches 
Strafverfahren anhängig ist. 

(3) Liegt ein ausländisches Amtshilfeersuchen im Sinn des Abs. 1 vor, ist von der für die 
Durchführung des Amtshilfeverfahrens in Österreich zuständigen Behörde vor Veranlassung der 
erforderlichen Erhebungsmaßnahmen unverzüglich zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Erteilung 
der Amtshilfe gemäß den Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts, des Doppelbesteuerungsabkommens, 
des anderen völkerrechtlichen Vertrags oder der sonstigen innerstaatlichen oder im Verhältnis zu einem 
ausländischen Gebiet anzuwendenden Rechtsgrundlage vorliegen. Allfällige Fragen, die sich im 
Zusammenhang mit dieser Prüfung ergeben, sind unverzüglich mit der um Amtshilfe ersuchenden 
zuständigen ausländischen Behörde abzuklären. Ist im Zuge der Erfüllung eines ausländischen 
Amtshilfeersuchens die Beschaffung von Informationen erforderlich, die unter das Bankgeheimnis fallen, 
sind diese zu beschaffen und zu erteilen, wenn das anwendbare Gemeinschaftsrecht, 
Doppelbesteuerungsabkommen, der andere völkerrechtliche Vertrag oder die sonstige innerstaatliche oder 
im Verhältnis zu einem ausländischen Gebiet anzuwendende Rechtsgrundlage eine Amtshilfebestimmung 
enthält, wonach die Erteilung von Informationen in keinem Fall nur deshalb abgelehnt werden darf, weil 
sich die Informationen bei einem Kreditinstitut befinden. 

(4) Der Bundesminister für Finanzen kann andere Abgaben- oder Finanzstrafbehörden des Bundes 
mit der Vornahme und Koordinierung der zur Erfüllung des Amtshilfeersuchens erforderlichen 
Erhebungsmaßnahmen im eigenen Verantwortungsbereich beauftragen. Dies gilt insbesondere für die 
Entscheidung, welche Erhebungsmaßnahmen für die Beschaffung der benötigten Informationen zu 
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ergreifen sind, für deren Vornahme sowie für erforderliche Abstimmungen mit Vertretern der zuständigen 
Behörde des anderen Vertragsstaats. 

Beschaffung von Bankauskünften bei ausländischen Auskunftsersuchen 
§ 3. (1) Wird gemäß § 2 Abs. 3 von einem Kreditinstitut die Erteilung von Informationen verlangt, 

die unter das Bankgeheimnis fallen, so ist das über diese Informationen verfügende Kreditinstitut 
verpflichtet, diese Informationen zu erteilen sowie die Urkunden und Unterlagen einsehen zu lassen und 
herauszugeben. Die für die Durchführung des Amtshilfeersuchens in Österreich zuständige Behörde hat 
die Erteilung dieser Informationen unter Setzung einer angemessenen Frist ab dem Zeitpunkt, zu dem die 
Voraussetzungen gemäß § 4 Abs. 3 vorliegen, unverzüglich zu verlangen. In diesem Verlangen hat die in 
Österreich zuständige Behörde zu bestätigen, dass die Voraussetzungen gemäß § 4 Abs. 3 erfüllt sind. 

(2) Die Offenbarung und Herausgabe von Informationen hat auf Verlangen auf einem elektronischen 
Datenträger in einem allgemein gebräuchlichen Dateiformat zu erfolgen, wenn zur Führung der 
Geschäftsverbindung automationsunterstützte Datenverarbeitung verwendet wird. 

Feststellung und Prüfung der Offenbarungspflicht bei Bankauskünften 
§ 4. (1) Die vom ausländischen Amtshilfeersuchen betroffenen, aus der Geschäftsverbindung mit 

dem Kreditinstitut verfügungsberechtigten Personen sind nach erfolgter Prüfung gemäß § 2 Abs. 3 
unverzüglich über das ausländische Amtshilfeersuchen und die erbetenen Auskünfte von der für die 
Durchführung des Amtshilfeverfahrens in Österreich zuständigen Behörde unter gleichzeitiger 
Benachrichtigung des Kreditinstituts zu verständigen. 

(2) Auf begründeten Antrag der vom ausländischen Amtshilfeersuchen betroffenen, aus der 
Geschäftsverbindung mit dem Kreditinstitut verfügungsberechtigten Personen ist über das Vorliegen der 
gemäß § 2 Abs. 3 für die Durchbrechung des Bankgeheimnisses maßgeblichen Voraussetzungen durch 
Bescheid der für die Durchführung des Amtshilfeverfahrens in Österreich zuständigen Behörde 
abzusprechen. Allfällige Fragen, die sich im Zusammenhang mit der Prüfung des Antrags ergeben, sind 
unverzüglich mit der um Amtshilfe ersuchenden zuständigen ausländischen Behörde abzuklären. Der 
Antrag auf bescheidmäßige Feststellung der maßgeblichen Voraussetzungen ist bis zum Ablauf einer 
Frist von zwei Wochen nach Verständigung der betroffenen Personen im Sinn des Abs. 1 an die für die 
Durchführung des Amtshilfeverfahrens in Österreich zuständige Behörde zu richten. Diese Behörde 
entscheidet in erster und letzter Instanz. 

(3) Dem ausländischen Amtshilfeersuchen ist nach Ablauf der Antragsfrist zur bescheidmäßigen 
Feststellung der maßgeblichen Voraussetzungen oder im Falle eines Antrags auf bescheidmäßige 
Feststellung nach Ablauf einer Frist von sechs Wochen nach Zustellung des Bescheides unverzüglich zu 
entsprechen. Im Falle der Einbringung einer Beschwerde gegen diesen Bescheid an den 
Verfassungsgerichtshof oder an den Verwaltungsgerichtshof, sofern gemäß § 85 Abs. 2 des 
Verfassungsgerichtshofgesetzes, BGBl. Nr. 85/1953, oder § 30 Abs. 2 des 
Verwaltungsgerichtshofgesetzes, BGBl. Nr. 10/1985, die Zuerkennung von aufschiebender Wirkung 
beantragt wurde, ist auf Antrag des Beschwerdeführers bis zur Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs 
oder Verwaltungsgerichtshofs über die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung zuzuwarten. Der 
Antrag ist unter Anschluss einer Kopie der Beschwerde zeitgleich mit der Einbringung der Beschwerde 
beim Verfassungsgerichtshof oder beim Verwaltungsgerichtshof an die zuständige Behörde gemäß Abs. 1 
zu richten. 

Abgrenzung zur gerichtlichen Rechtshilfe 
§ 5. (1) Vorbehaltlich des Abs. 2 findet dieses Bundesgesetz auf die gerichtliche Rechtshilfe keine 

Anwendung. 
(2) Dieses Bundesgesetz ist in jenen Fällen, in denen im ersuchenden Staat ein gerichtliches 

Strafverfahren wegen einer Abgabenangelegenheit anhängig ist, nur insoweit anzuwenden, als die mit 
dem Strafverfahren betraute Justizbehörde ein Ersuchen um Ermittlung des Sachverhalts an die 
zuständige Verwaltungsbehörde dieses Staates richtet. In diesem Fall ist, ungeachtet der allfälligen 
Möglichkeit der Einleitung eines gerichtlichen Rechtshilfeersuchens auf Grund eines internationalen 
Vertrags über die gerichtliche Rechtshilfe, ein Ersuchen gemäß § 1 zulässig. 

Verweisungen 
§ 6. Sofern in diesem Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese, sofern 

nichts Anderes bestimmt ist, in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 
Vollziehung 

§ 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Finanzen betraut. 
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Inkrafttreten 
§ 8. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

Fischer 

Faymann 
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